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Kapitel 1  

Einleitung 

Gegenstand dieser Arbeit ist die Zusammenarbeit von Europäischer Union und 
Mitgliedstaaten beim Ausbau der Energienetze in der EU. „Energie ist der Le-
benssaft unserer Wirtschaft. Das Wohlergehen unserer Bevölkerung, Industrie 
und Wirtschaft ist abhängig von [ihr].“1 Die Lebensadern, in denen diese Ener-
gie für die europäische Bevölkerung, Industrie und Wirtschaft fließt, sind die 
europäischen Energienetze.2 Sie transportieren Elektrizität und Wärme zum 
Verbraucher, verknüpfen vormals isolierte mitgliedstaatliche Verbundnetze, 
sichern die Verfügbarkeit von Energie und sind Grundlage jedes Energiehan-
dels im Europäischen Binnenmarkt. Entsprechend sind die Energienetze auch 
Kernbestandteil der Europäischen Klima- und Energiepolitik. Als Ziel formu-
liert der Rat die Errichtung eines „vernetzten Energiebinnenmarkts“, für dessen 
Verwirklichung „alle Kräfte mobilisiert werden“ müssten.3 

In dieser Arbeit wird untersucht, wie sich diese Mobilisierung „aller Kräfte“ 
in der Europäischen Union vollzieht, in welchem Umfang Netzausbau eine eu-
ropäische Dimension zukommt und vor allem, wie die Zusammenarbeit der 
unterschiedlichen Akteursebenen in der EU ausgestaltet ist. Dabei wird der 
These nachgegangen, dass sich die Zusammenarbeit der Ebenen von Union und 
Mitgliedstaaten im Bereich des Netzausbaus heute in einem Umfang verdichtet 
und einen Verbundgrad erreicht hat, der es rechtfertigt, von einem „Europäi-
schen Netzausbauverbund“ als sektorspezifischer Ausprägung des „Europäi-
schen Verwaltungsverbunds“ zu sprechen.  

 
1 Europäische Kommission, Mitteilung v. 10.11.2010, Energie 2020 – Eine Strategie für 

wettbewerbsfähige, nachhaltige und sichere Energie, KOM(2010) 639, S. 2. 
2 Vgl. ähnlich auch Europäische Kommission, Mitteilung v. 18.11.2015, Bericht zur Lage 

der Energieunion 2015, KOM(2015) 572 endg., S. 2 f.: „Stromtrassen und Gasleitungen bil-
den das Rückgrat eines integrierten Energiemarktes“; sowie Europäische Kommission, Mit-
teilung v. 15.11.2012, Ein funktionierender Energiebinnenmarkt, KOM(2012) 663, S. 2. 

3 Europäischer Rat, Schlussfolgerungen v. 24.10.2014, EUCO 169/14, S. 5. 
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A. Erkenntnisinteresse  
A. Erkenntnisinteresse 
Der Ausbau von Energienetzen ist zunächst eine Frage wirtschaftlicher 
und/oder politischer Zielbestimmungen. Welche Energienetze werden benötigt 
und wofür? Welche Entwicklungen sind wünschenswert? Welcher Zubau von 
weiteren Kapazitäten ist notwendig? Wo und wie sind etwaige Leitungen oder 
Rohre zu verlegen? Wer entscheidet darüber? Quergelagert zu diesen Fragen 
unterliegt die Realisierung eines Netzausbauvorhabens den limitierenden Fak-
toren der Reichweite politischen Gestaltungswillens, des Umfangs gesell-
schaftlicher Akzeptanz, der Wirtschaftlichkeit des Vorhabens, der technischen 
Machbarkeit und nicht zuletzt der finanziellen Förderung.  

Entsprechend komplex ist die rechtliche Ausgestaltung der Verfahren zur 
Planung, Genehmigung, Realisierung und zum Betrieb von Energienetzen. 
Nimmt man die Mitgliedstaaten der Union insgesamt in den Blick, wird zudem 
deutlich, dass das entsprechende rechtliche Regelungsgefüge von Mitgliedstaat 
zu Mitgliedstaat differiert. Es ist dabei unter anderem abhängig von den jewei-
ligen energiewirtschaftlichen Rahmenbedingungen, dem nationalen Energie-
mix, politischen Leitentscheidungen, der regionalen Erstreckung des jeweili-
gen Staatsgebiets oder der Einbindung in grenzüberschreitende Kooperationen. 

Wie zu zeigen sein wird, wird der Flickenteppich nationaler Regelwerke auf 
europäischer Ebene durch ein gemeinsames Regelwerk überspannt, das die Zu-
sammenarbeit der Ebenen von EU und Mitgliedstaaten im Bereich des Netz-
ausbaus zum Gegenstand hat. Kerninstrumente europäischen Netzausbaus sind 
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dabei die Rechtsakte des Dritten Energiebinnenmarktpakets 4 und des Winter-
pakets5 sowie des Energieinfrastrukturpakets6. Dieses sekundärrechtlich aus-
gestaltete, netzausbauspezifische Regelungswerk bildet die Grundlage für viel-
fältige und mehrschichtige Formen der Zusammenarbeit der Organe der Mit-
gliedstaaten und der Union, aber auch der Netzbetreiber und Vorhabenträger. 
Diese Zusammenarbeit der unterschiedlichen Akteure aufgrund gemeinsamer, 
netzausbauspezifischer Regelungen wird dabei als Ausprägung des Europäi-
schen Verwaltungsverbunds zentraler Untersuchungsgegenstand dieser Arbeit 
sein. 

 
4 Richtlinie 2009/72/EG des Europäischen Parlaments und des Rates v. 13.07.2009 über 

gemeinsame Vorschriften für den Elektrizitätsbinnenmarkt und zur Aufhebung der Richtli-
nie 2003/54/EG, ABl. 2009, L 211/55; Richtlinie 2009/73/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates v. 13.07.2009 über gemeinsame Vorschriften für den Erdgasbinnenmarkt und 
zur Aufhebung der Richtlinie 2003/55/EG, ABl. 2009, L 211/94; Verordnung (EG) Nr. 
713/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates v. 13.07.2009 zur Gründung einer 
Agentur für die Zusammenarbeit der Energieregulierungsbehörden, ABl. 2009, L 211/1; 
Verordnung (EG) Nr. 714/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates v. 13.07.2009 
über die Netzzugangsbedingungen für den grenzüberschreitenden Stromhandel und zur Auf-
hebung der Verordnung (EG) Nr. 1228/2003, ABl. 2009, L 211/15 sowie Verordnung (EG) 
Nr. 715/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates v. 13.07.2009 über die Bedingun-
gen für den Zugang zu den Erdgasfernleitungsnetzen und zur Aufhebung der Verordnung 
(EG) Nr. 1775/2005, ABl. 2009, 211/36. 

5 Insbesondere Richtlinie (EU) 2019/944 des Europäischen Parlaments und des Rates v. 
05.06.2019 mit gemeinsamen Vorschriften für den Elektrizitätsbinnenmarkt und zur Ände-
rung der Richtlinie 2012/27/EU, ABl. L 158 v. 14.06.2019, S. 125–199, Verordnung (EU) 
2019/943 des Europäischen Parlaments und des Rates v. 05.06.2019 über den Elektrizitäts-
binnenmarkt, ABl. L 158 v. 14.06.2019, S. 54–124, Verordnung (EU) 2019/942 des Euro-
päischen Parlaments und des Rates v. 05.06.2019 zur Gründung einer Agentur der Europäi-
schen Union für die Zusammenarbeit der Energieregulierungsbehörden, ABl. L 158 v. 
14.06.2019, S. 22–53, Verordnung (EU) 2018/1999 des Europäischen Parlaments und des 
Rates v. 11.12.2018 über das Governance-System für die Energieunion und für den Klima-
schutz, zur Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 663/2009 und (EG) Nr. 715/2009 des Eu-
ropäischen Parlaments und des Rates, der Richtlinien 94/22/EG, 98/70/EG, 2009/31/EG, 
2009/73,/EG, 2010/31/EU, 2012/27/EU und 2013/30/EU des Europäischen Parlaments und 
des Rates, der Richtlinien 2009/119/EG und (EU) 2015/652 des Rates und zur Aufhebung 
der Verordnung (EU) Nr. 525/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates, ABl. L 328 
v. 21.12.2018, S. 1–77, sowie Richtlinie (EU) 2018/2001 des Europäischen Parlaments und 
des Rates v. 11.12.2018 zur Förderung der Nutzung von Energie aus erneuerbaren Quellen, 
ABl. L 328 v. 21.12.2018, S. 82–209. 

6  Verordnung (EU) Nr. 347/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates v. 
17.04.2013 zu Leitlinien für die transeuropäische Energieinfrastruktur und zur Aufhebung 
der Entscheidung Nr. 1364/2006/EG und zur Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 
713/2009, (EG) Nr. 714/2009 und (EG) Nr. 715/2009, ABl. 2013, L115/39, Verordnung 
(EU) Nr. 1316/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates v. 11.12.2013 zur Schaf-
fung der Fazilität „Connecting Europe“, zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 913/2010 
und zur Aufhebung der Verordnungen (EG) Nr. 680/2007 und (EG) Nr. 67/2010, ABl. 2013, 
L 348/129. 
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Das Erkenntnisinteresse dieser Arbeit ist dabei auf die Identifizierung, Sys-
tematisierung und Bewertung bestehender Verbundstrukturen im Bereich des 
Netzausbaus gerichtet. Das ermöglicht die Herausarbeitung prägender Struk-
turelemente der netzausbauspezifischen Verwaltungszusammenarbeit im 
Mehrebenensystem von Union und Mitgliedstaaten. 

B. Vorgehen: Untersuchung der spezifischen Ausprägung des 
Verwaltungsverbunds im Bereich des Netzausbaus 

B. Vorgehen 
Die Untersuchung der netzausbauspezifischen Ausprägungen des Verwal-
tungsverbunds im Bereich des Netzausbaus steht dabei in der Tradition der 
rechtswissenschaftlichen Untersuchung des europäischen Verwaltungsrechts. 
Der Genese des europäischen Verwaltungsrechts folgend lassen sich grob die 
Phasen der Untersuchung der Emergenz europäischen Verwaltungsrechts7, der 
Europäisierung des Verwaltungsrechts8 und schließlich die Untersuchung der 
Kooperationsstrukturen im Mehrebenensystem der europäischen Verwaltung 
unterscheiden.9 Diesen Untersuchungsgegenständen liegt die Identifizierung 

 
7 Vgl. statt vieler nur: Ipsen, Europäisches Gemeinschaftsrecht, 1972, § 10 Rn. 5 ff.; 

Schwarze, Europäisches Verwaltungsrecht im Werden, 1982; Everling, Elemente eines eu-
ropäischen Verwaltungsrechts, DVBl. 1983, 649 ff.; Everling, Auf dem Wege zu einem eu-
ropäischen Verwaltungsrecht, NVwZ 1987, 1 ff.; Nicolaysen, Europarecht I, 2. Auflage 
2002, S. 71 f.  

8 Vgl. statt vieler nur: Cassese, Der Einfluss des gemeinschaftsrechtlichen Verwaltungs-
rechts auf die nationalen Verwaltungssysteme, Der Staat, Band 33, 1994, S. 25 ff.; Kadel-
bach, Allgemeines Verwaltungsrecht unter europäischem Einfluss, 1999; Schoch, Die Euro-
päisierung des Allgemeinen Verwaltungsrechts und der Verwaltungsrechtswissenschaft, Die 
Verwaltung, Beiheft 2, 1999, S. 135 ff.; Schmidt-Aßmann, Das allgemeine Verwaltungsrecht 
als Ordnungsidee, 2. Auflage 2004, S. 31 Rn. 50 ff.; Voßkuhle, Neue Verwaltungsrechtswis-
senschaft, in: Hoffmann-Riem/Schmidt-Aßmann/Voßkuhle (Hrsg.), GVwR I, 2. Auflage 
2012, § 1 Rn. 13; Ruffert, Europäisierung des Verwaltungsrechts, in: von 
Bogdandy/Cassese/Huber (Hrsg.), Handbuch Ius Publicum Europaeum, Band V, 2014, § 94; 
Ladeur, Supra- und transnationale Tendenzen in der Europäisierung des Verwaltungsrechts 
– eine Skizze, EuR 1995, S. 227 ff.; Schmidt-Aßmann, Deutsches und Europäisches Verwal-
tungsrecht, DVBl. 1993, S. 924 (929 ff.). 

9 Vgl. statt vieler nur: Schmidt-Aßmann, Verwaltungskooperation und Verwaltungsko-
operationsrecht in der Europäischen Gemeinschaft, EUR 1996, S. 270 (270 ff.); Sydow, Ver-
einheitlichung des mitgliedstaatlichen Vollzugs des Europarechts in mehrstufigen Verwal-
tungsverfahren, Die Verwaltung, Band 34, 2001, S. 517 ff.; Sydow, Verwaltungskooperation 
in der Europäischen Union, 2004, S. 3 ff.; Cassese, European Administrative Proceedings, 
LContempProbl 67, 2004, S. 21 ff.; Weiß, Schnittstellenprobleme des Europäischen 
Mehrebenenverwaltungsrechts, Die Verwaltung, Band 38, 2005, S. 517 ff.; Kahl, Der Euro-
päische Verwaltungsverbund: Strukturen – Typen – Phänomene, Der Staat, Band 50, 2011, 
S. 353 ff. 
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allgemeiner Strukturen und der übergreifenden Prinzipien europäischen Ver-
waltungsrechts zu Grunde.10 Forschungsgegenstand sind demnach im übertra-
genen Sinne Strukturen und Status quo eines allgemeinen europäischen Ver-
waltungsrechts.11  

Im Rahmen dieser Arbeit wird der Schwerpunkt auf dem parallel gelagerten 
Prozess der Ausdifferenzierung 12  des europäischen Verwaltungsrechts lie-
gen.13 Der Begriff der Ausdifferenzierung hat die dynamisch fortlaufende An-
passung und Fortentwicklung des (europäischen) Verwaltungsrechts zum Ge-
genstand.14 Dieser erfasst zum einen die fortlaufende Verfeinerung und Austa-
rierung des Verhältnisses der Zuständigkeiten der Union und der Mitgliedstaa-

 
10 Vgl. etwa v. Danwitz, Europäisches Verwaltungsrecht, 2008; Schwarze, Europäisches 

Verwaltungsrecht, Band I, 2. Auflage 2005, S. LII. 
11 Vgl. Hoffmann-Riem, Strukturen des Europäischen Verwaltungsrechts – Perspektiven 

der Systembildung, in: Schmidt-Aßmann/Hoffmann-Riem, Strukturen des Europäischen 
Verwaltungsrechts, 1999, S. 317 (341 ff.) und die Einteilung in „Organisations- und Verfah-
rensrecht“ auf der einen und „materielles Verwaltungsrecht“ auf der anderen Seite; Schnei-
der, Strukturen des Europäischen Verwaltungsverbunds, in: Schneider/Velasco Caballero 
(Hrsg.), Strukturen des Europäischen Verwaltungsverbunds, Die Verwaltung, Beiheft 8, 
2009, S. 9 (18 f., 28), der von „allgemeinen Regeln und spezialgesetzlichen Abweichungen“ 
spricht; Terhechte, Prinzipien des europäischen Verwaltungsrechts, in: Terhechte (Hrsg.), 
Verwaltungsrecht der Europäischen Union, 2011, § 1 Rn. 1, der von einem „allgemeinen 
europäischen Verwaltungsrecht“ spricht; vgl. auch die Ansätze bzgl. einer Kodifikation der 
allgemeinen „Vollzugsgrundsätze“ bei Schmidt-Aßmann, Europäisches Verwaltungsverfah-
rensrecht, in: Müller-Graff (Hrsg.), Perspektiven des Rechts in der Europäischen Union, 
1998, S. 131 (160 f.); unter Bezugnahme auf Fragen des Vollzugs des Gemeinschaftsrechts, 
die einem „allgemein Verwaltungsrecht“ angehören: Rengeling, Rechtsgrundsätze beim 
Verwaltungsvollzug des Europäischen Gemeinschaftsrechts, 1977, S 12 ff.; vertiefend zum 
status quo europäischer Verwaltung: v. Arnauld/Martini, Zum Status quo des europäischen 
Verwaltungsrechts, in: Terhechte (Hrsg.), Europäisches Verwaltungsrecht, 2. Auflage, im 
Erscheinen, § 2. 

12 Vgl. zum Begriff: Terhechte, Prinzipien des europäischen Verwaltungsrechts, in: Ter-
hechte (Hrsg.), Verwaltungsrecht der Europäischen Union, 2011, § 1 Rn. 38; Siegel, Ent-
scheidungsfindung im Verwaltungsverbund, 2009, S. 4 ff.; erstmals den Begriff verwendend 
im Bereich der Sozialwissenschaften wohl: Simmel, Über sociale Differenzierung, in: Sim-
mel, Gesamtausgabe, Band 2, 1989, S. 110 ff.; Luhmann, Ausdifferenzierung des Rechts, 
1981, S. 35 ff.  

13 Zur Ausdifferenzierung der Europäischen (Eigen-)Verwaltung: Schulze-Fielitz, Die 
Verwaltung im europäischen Verfassungsgefüge, in: Erbguth/Masing (Hrsg.), Verwaltung 
unter dem Einfluss des Europarechts, 2006, S. 103 f.; Weiß, Schnittstellenprobleme des Eu-
ropäischen Mehrebenenverwaltungsrechts, Die Verwaltung, Band 38, 2005, S. 517 (529 ff); 
vgl. auch Siegel, der den Begriff der „Ausdiversifizierung“ verwendet, der einen über die 
Ausdifferenzierung hinausgehenden Prozess bezeichnen soll und der auch das Entstehen 
verschiedener rechtlich verselbstständigter Verwaltungseinheiten bezeichnen soll, vgl. Sie-
gel, Entscheidungsfindung im Verwaltungsverbund, 2009, S. 4 f. 

14 Vgl. Siegel, Entscheidungsfindung im Verwaltungsverbund, 2009, S. 9 ff. 
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ten zueinander (vertikale Ausdifferenzierung) und zum anderen die Fortent-
wicklung des arbeitsteiligen Vollzugs der politikbereichsspezifischen Aufga-
ben durch Mitgliedstaaten und Union sowie insbesondere die Ausbildung 
neuer Referenzgebiete (horizontale Ausdifferenzierung).15  

Angesichts der Zuweisung neuer Aufgaben zu der europäischen Ebene – wie 
etwa Aufgaben im Bereich des Netzausbaus – und der damit verbundenen 
Übernahme neuer Vollzugsaufgaben durch die Europäische Verwaltung stellt 
sich die Frage nach dem Stand und dem Grad der Ausdifferenzierung des Eu-
ropäischen Verwaltungsrechts jedes Mal neu.  

Das jeweilige Aufgabenfeld ist dann zu definieren, die Zuständigkeitsver-
teilung zwischen Mitgliedstaaten und EU hinsichtlich der Wahrnehmung der 
jeweiligen Aufgaben ist zu ermitteln, die organisatorische Einbeziehung der 
jeweiligen Akteure im Verwaltungsverbund ist zu berücksichtigen, die rele-
vanten Handlungsformen (Verordnungen, Richtlinien, Beschlüsse sowie Mit-
teilungen, Leitlinien, Bekanntmachungen, etc.) sind auf ihre Wirksamkeit zu 
überprüfen und die Kontrolle des Vollzugs ist sicherzustellen.16 Anhand dieses 
Arbeitsprogramms können fortlaufend neue Referenzgebiete17dem europäi-
schen Verwaltungsrecht angegliedert und gleichzeitig der dynamischen Ent-
wicklung des Verwaltungsrechts im Hinblick auf den Prozess der (politiken-
spezifischen) Ausdifferenzierung Systematik und Strukturen abgewonnen wer-
den. Damit rückt die Untersuchung und Systematisierung der aufgabenbezoge-
nen, sektorspezifischen Ausprägungen der Europäischen Verwaltung innerhalb 
der jeweiligen Politiken in den Fokus.18 Die Untersuchung der sektorspezifi-
schen Ausdifferenzierungsprozesse in dem jeweiligen Referenzgebiet erlaubt 

 
15 Terhechte, Prinzipien des europäischen Verwaltungsrechts, in: Terhechte (Hrsg.), Ver-

waltungsrecht der Europäischen Union, 2011, § 1 Rn. 38 ff.; vgl. etwa zum dezentralen Aus-
bau der EU-(Eigen-)Verwaltung: Saurer, Die institutionelle Ausdifferenzierung der Verwal-
tungsorganisation der Europäischen Union in individueller Perspektive, 2014; Guckelber-
ger/Geber, Allgemeines Europäisches Verwaltungsverfahrensrecht vor seiner unionsrecht-
lichen Kodifizierung?, 2013, S. 22 ff.; frühzeitig Priebe, Entscheidungsbefugnisse vertrags-
fremder Einrichtungen, 1979, S. 15 ff. 

16 Terhechte, Prinzipien des europäischen Verwaltungsrechts, in: Terhechte (Hrsg.), Ver-
waltungsrecht der Europäischen Union, 2011, § 1 Rn. 44–49. 

17 Erstmals das Bauordnungs- und Bauplanungsrecht als „Referenzgebiet“ bezeichnend, 
aus dem das allgemeine Verwaltungsrecht seine Beispiele und Entwicklungsanstöße bezieht: 
Schmidt-Aßmann, Verwaltungsverträge im Städtebaurecht, in: FS-Gelzer, 1991, S. 117; den 
Gedanken aufnehmend Terhechte, Prinzipien des europäischen Verwaltungsrechts, in: Ter-
hechte (Hrsg.), Verwaltungsrecht der Europäischen Union, § 1 Rn. 3, 60 ff. 

18 Ruffert, Von der Europäisierung des Verwaltungsrechts zum Europäischen Verwal-
tungsverbund, DÖV 2007, 761 (762 ff.); Schmidt-Aßmann, Das allgemeine Verwaltungs-
recht als Ordnungsidee, 2. Auflage 2004, S. 8 f.; bereits frühzeitig mit einer Systematisie-
rung von Rechtsgebieten befasst: Hoffmann-Riem, Strukturen des Europäischen Verwal-
tungsrechts – Perspektiven der Systembildung, in: Schmidt-Aßmann/Hoffmann-Riem, 
Strukturen des Europäischen Verwaltungsrechts, 1999, S. 317 (341 ff.).  
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gleichzeitig die Abbildung eines besonderen Teils19 des europäischen Verwal-
tungsrechts. Umgekehrt können aus der Erfassung der Spezifika und Struktu-
ren eines Referenzgebietes wiederum Rückschlüsse auf allgemeine Grundsätze 
des allgemeinen europäischen Verwaltungsrechts gezogen werden.20  

Diesem Ansatz folgend werden das Referenzgebiet des Netzausbaus in der 
EU, verstanden als ein besonderer Teil europäischen Verwaltungsrechts, defi-
niert und die bestehenden Ausdifferenzierungsprozesse systematisch erfasst. 
In einem weiteren Schritt werden diese Prozesse in den Kontext des europäi-
schen Verwaltungsverbundes eingeordnet und abschließend der Figur des 
Netzausbauverbundes als besonderer sektorspezifischer Ausprägung zugeord-
net.  

C. Untersuchungsgang 
C. Untersuchungsgang 
Anknüpfend an den Stand verwaltungswissenschaftlicher Forschung21 gliedert 
sich diese Arbeit in die folgenden Untersuchungsschritte:  

Eingangs wird das Vollzugskonzept der Europäischen Union unter dem 
Oberbegriff des „Europäischen Verwaltungsverbunds“ skizziert, welches 
durch die Verbindung der Prinzipien organisatorischer Trennung und funktio-

 
19 Vgl. zur Praxis der Gliederung in allgemeinen und besonderen Teil in weiteren Mit-

gliedstaaten: Ruffert, Die Methodik der Verwaltungswissenschaft in anderen Ländern der 
Europäischen Union, in: Schmidt-Aßmann/Hoffmann-Riem (Hrsg.), Methoden der Verwal-
tungsrechtswissenschaft, 2004, S. 165 ff.; Terhechte, Prinzipien des europäischen Verwal-
tungsrechts, in: Terhechte (Hrsg.), Verwaltungsrecht der Europäischen Union, 2011, § 1 Rn. 
51; ebenfalls zur Einteilung in einen allgemeinen und einen besonderen Teil Schulze/Kadel-
bach, in: Schulze/Zuleeg/Kadelbach (Hrsg.), Europarecht, 3. Auflage 2015, Einführung 
Rn. 16 ff. 

20 Vgl. zu der Wechselbezüglichkeit von Allgemeinem und Besonderem Teil: Schmidt-
Aßmann, Das allgemeine Verwaltungsrecht als Ordnungsidee, 2. Auflage 2004, S. 8 f. 

21 Statt vieler und im Vorgriff auf die vertiefende Auseinandersetzung im Einzelfall: Rie-
mer, Investitionspflichten der Betreiber von Elektrizitätsübertragungsnetzen, 2017; 
Schwind, Netzwerke im Europäischen Verwaltungsrecht, 2017; Weyer, Die Europäisierung 
der Netzplanung, in: Gundel/Germelmann (Hrsg.), Die Europäisierung des Energierechts, 
2016, S. 67 ff.; Pleiner, Überplanung von Infrastruktur, 2016; Schmitt, Die Bedarfsplanung 
von Infrastrukturen als Regulierungsinstrument, 2015; Schwind, Der Ausbau des Übertra-
gungsnetzes im regulierten Netzbetrieb, 2015; Kahles, Kooperative Mechanismen im Elekt-
rizitätsbinnenmarkt, 2014; Rung, Strukturen und Rechtsfragen europäischer Verbundpla-
nungen, 2013; Haller, Der Verwaltungsverbund in der Energieregulierung, 2013; Barche-
witz, Ausbausteuerung im Energieregulierungsverbund am Beispiel der Verbindungsleitun-
gen, 2012; Weiß, Der Europäische Verwaltungsverbund, 2010; Siegel, Entscheidungsfin-
dung im europäischen Verwaltungsverbund, 2009; Klinkhardt, Der Netzverbund und der 
europäische Binnenmarkt, 2003. 
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naler Zusammenarbeit geprägt ist (Kapitel 2). Im Folgenden ist das Referenz-
gebiet des Netzausbaus in der EU anhand der Begriffe des Energienetzes und 
des Netzausbaus zu definieren und einzuführen (Kapitel 3). Ausgehend von 
dieser Untersuchung wird der primärrechtliche Rahmen europäischer Netzaus-
baubestrebungen abgesteckt und die Genese der europäischen Energienetzinf-
rastrukturpolitik im Lichte des vertraglichen Kompetenzrahmens nachgezeich-
net (Kapitel 4). Anschließend wird das Mehrebenengeflecht von EU, Mitglied-
staaten und Netzbetreibern organisationsrechtlich verortet, das einschlägige 
netzausbauspezifische Verwaltungskooperationsrecht identifiziert und die 
Emergenz des europäischen Netzausbaukonzepts nachgezeichnet (Kapitel 5). 
Im Weiteren werden anhand des maßgeblichen Verwaltungskooperations-
rechts die konkreten netzausbauspezifischen Verbundstrukturen herausgear-
beitet, der Figur des Europäischen Verwaltungsverbunds zugeordnet und der 
erreichte Verbundgrad in der EU dargestellt (Kapitel 6). Abschließend werden 
die spezifischen Verbundstrukturen bewertet und die konkreten Strukturele-
mente des Europäischen Netzausbauverbunds herausgearbeitet (Kapitel 7). 



Kapitel 2  

Das Verwaltungskonzept des 
Europäischen Verwaltungsverbunds 

Bevor die konkrete Wahrnehmung der Aufgabe des Netzausbaus in der Euro-
päischen Union näher in den Blick genommen wird, soll einleitend in der ge-
botenen Kürze das grundlegende Verwaltungs- bzw. Vollzugskonzept des Eu-
ropäischen Verwaltungsverbunds skizziert werden, nach welchem sich die 
Aufgabenwahrnehmung in der EU gemeinhin vollzieht.  

Nach einem kursorischen Überblick über den Begriff der europäischen Ver-
waltung (A.) wird in Annäherung an den Begriff des Netzausbauverbunds1 die 
Figur des Verwaltungsverbunds2 als Bild für die Strukturen, innerhalb derer 
sich die Aufgabenwahrnehmung in der EU vollzieht, näher beleuchtet (B.).3 In 
diesem Rahmen werden der Trennungs- (I.)4 und Kooperationsgrundsatz (II.)5 
in den Blick genommen, deren Verbindung im Verwaltungsverbund das Voll-
zugskonzept in der EU prägt.  

A. Verwaltung in der Europäischen Union  
A. Verwaltung in der Europäischen Union 
Der Begriff (europäische) Verwaltung entzieht sich nach einhelliger Auffas-
sung einer abschließenden allgemeinverbindlichen Definition.6 Im Interesse 
einer Eingrenzung des Untersuchungsgegenstands soll im Nachfolgenden eine 
jedenfalls kursorische Einordnung vorgenommen werden.  

Eine Legaldefinition des Begriffs der europäischen Verwaltung ist weder 
dem Primärrecht noch dem Sekundärrecht der EU zu entnehmen. In Ansehung 

 
1 Vgl. unten Kapitel 6. 
2 Vgl. unten Kapitel 2B. 
3 Britz, Vom Europäischen Verwaltungsverbund zum Regulierungsverbund?, EuR 2006, 

S. 46 (47). 
4 Vgl. unten Kapitel 2B.I. 
5 Vgl. unten Kapitel 2B.II. 
6 Vgl. Forsthoff, Lehrbuch des Verwaltungsrechts AT, 10. Auflage 1973, S. 1 f., wonach 

sich der Begriff der öffentlichen Verwaltung nicht definieren, sondern nur umschreiben 
lasse; für das Unionsrecht ähnlich: Everling, Elemente eines europäischen Verwaltungs-
rechts, DVBl. 1983, 649 (649).  
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von Art. 298 AEUV ist im Hinblick auf den Begriff Verwaltung immerhin zwi-
schen der jeweilig wahrgenommenen Verwaltungsaufgabe und Verwaltung als 
Oberbegriff für eine organisatorische Einheit zu unterscheiden: „Zur Aus-
übung ihrer Aufgaben stützen sich die Organe, Einrichtungen und sonstigen 
Stellen der Union auf eine offene, effiziente und unabhängige europäische Ver-
waltung“ (Art. 298 Abs. 1 AEUV). 

Auch in der Rechtsprechung des EuGH fehlt es an einer abschließenden 
Auslegung des Begriffs.7 Als Begriff des Unionsrechts ist europäische Verwal-
tung autonom unionsrechtlich unter Verzicht auf den Rückgriff auf die Rechts-
ordnungen der Mitgliedstaaten auszulegen.8 

In der Verwaltungsrechtswissenschaft werden die Begriffe der Verwaltung 
im organisatorischen, im materiellen und im formellen Sinne unterschieden. 
Jeder Oberbegriff steht dabei für einen unterschiedlichen Betrachtungswinkel 
im Hinblick auf Erscheinungs- und Organisationsformen oder den materiellen 
Gegenstand europäischer Verwaltung. 

I. Verwaltung im organisatorischen Sinne  

Verwaltung im organisatorischen Sinne bezeichnet, übertragen auf die Euro-
päische Union, all diejenigen Verwaltungseinheiten, die mit dem Vollzug des 
Unionsrechts betraut sind.9 Der Begriff der europäischen Verwaltung erfasst 
danach jedenfalls diejenigen Verwaltungseinrichtungen, die in Art. 298 AEUV 
genannt werden. Das sind diejenigen Organe, Einrichtungen und sonstigen 
Stellen10 der Union, die mit der Wahrnehmung von Verwaltungsaufgaben be-
traut sind (Art. 298 Abs. 1 AEUV).11 Dabei handelt es sich nicht um eine Ein-

 
7 Ein Rückgriff auf die Rechtsprechung des EuGH zu dem Begriff öffentliche Verwaltung 

im Sinne des Art. 45 AEUV (EuGH, Rs. 149/79, Slg. 1980, 3881; EuGH, Rs. 66/85, Slg. 
1986, 2121, Rn. 27 – Lawrie-Blum/Land Baden-Württemberg kommt nicht in Betracht, da 
diese im Gegensatz zur europäischen Verwaltung im Sinne des Art. 298 AEUV die mitglied-
staatliche Verwaltung und den Kontext der Arbeitnehmerfreizügigkeit zum Gegenstand hat; 
vgl. so auch v. Danwitz, Europäisches Verwaltungsrecht, 2008, S. 495 f. 

8 Vgl. EuGH, Rs. 64/81, Slg. 1982, 13, Rn. 8 – Corman/Hauptzollamt Gronau, mit dem 
ausdrücklichen Hinweis: „Grundsätzlich will die Gemeinschaftsrechtsordnung ihre Begriffe 
nicht in Anlehnung an eine oder mehrere nationale Rechtsordnungen definieren, sofern dies 
nicht ausdrücklich vorgesehen ist.“  

9  Hatje, in: Schwarze/Becker/Hatje/Schoo (Hrsg.), EU-Kommentar, 3. Auflage 2012, 
Art. 298 AEUV Rn. 4; Krajewski/Rösslein, in: Grabitz/Hilf/Nettesheim, Das Recht der EU, 
45. EL 2011, Art. 298 AEUV Rn. 9. 

10 Vgl. dazu Weiß, Der Europäische Verwaltungsverbund, 2010, S. 49 f.; Terhechte, Prin-
zipien des europäischen Verwaltungsrechts, in: Terhechte (Hrsg.), Europäisches Verwal-
tungsrecht, 2011, § 1 Rn. 46; Schmidt-Aßmann, Perspektiven der Europäisierung des Ver-
waltungsrechts, Die Verwaltung, Beiheft 10, 2010, S. 273 ff. 

11  Vgl. Hatje, in: Schwarze/Becker/Hatje/Schoo (Hrsg.), EU-Kommentar, 3. Auflage 
2012, Art. 298 Rn. 5. 
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